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Große Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Wohlrabe, Dr. Marx 
(Kaiserslautern) und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Förderung des sozialdemokratischen Hochschul- 
bundes (SHB), des liberalen Studentenbundes 
Deutschlands (LSD) und des Verbandes Deutscher 
Studentenschaften (VDS) aus Bundesmitteln, ins- 
besondere aus Mitteln des Bundes) ugendplans 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. In welchem Umfange sind und werden der SHB und der LSD 
in den Jahren 1970 und 1971 aus Bundesmitteln, insbeson- 
dere aus Mitteln des Bundesjugendplans gefördert? 

2. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der SHB und der 
LSD noch die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit im Sinne von § 9 des JWG bieten und die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung und die parlamen- 
tarisch-repräsentative Willensbildung im Sinne von Ziffer 1 
Abs. 3 der Allgemeinen Richtlinien für den Bundesjugend- 
plan vom 3. November 1970 noch bejahen? 

3. In welchen Hochschulen bestehen in den studentischen 
Selbstverwaltungsorganen Koalitionen dieser beiden Stu- 
dentenverbände mit Spartakisten, DKP-Hochschulgruppen, 
Marxisten-Leninisten usw.? 

4. Hält die Bundesregierung an dem Kabinettsbeschluß vom 
26. März 1969 fest, der zur Einstellung der öffentlichen 
Finanzierung des VDS führte, oder hat die Bundesregierung 
die Absicht, die Förderung aus öffentlichen Mitteln wieder 
aufzunehmen? 

5. Im Falle einer beabsichtigten Wiederaufnahme der Förde- 
rung des VDS bitten wir die Bundesregierung um Auskunft, 
wie sie dies begründet. 

6. Wie gedenkt die Bundesregierung zu gewährleisten, daß 
durch den VDS die gesetzlichen bzw. satzungsmäßigen Auf- 
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gaben seiner Mitglieds-Studentenschaften nicht über- 
schritten und das durch Urteil des Bundesverwaltungsge- 
richts vom 26. September 1969 als rechtswidrig festgestellte 
politische Mandat nicht ausgeübt wird? 

Bonn, den 25. März 1971 


Rollmann 

Wohlrabe 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die Bundesregierung fährt in der öffentlichen Förderung des 
Sozialdemokratischen Hochschulbundes (SHB) und des Libera- 
len Studentenbundes (LSD) fort und erwägt, die öffentliche För- 
derung des Verbandes Deutscher Studentenschaften (VDS) wie- 
der aufzunehmen, obwohl SHB, LSD und VDS in bedenkliche 
Nähe zum Linksradikalismus gerückt sind. Die Opposition be- 
zweifelt, ob diese Studentenverbände noch die Gewähr für eine 
den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit im Sinne von 
§ 9 des Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG) bieten und die frei- 
heitlich-demokratische Grundordnung und die parlamentarisch- 
repräsentative Willensbildung im Sinne von Ziffer 1 Abs. 3 der 
Allgemeinen Richtlinien für den Bundesjugendplan vom 
3. November 1970 noch bejahen. 
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